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Schweiz

Mehrals 600’000Covid-19-Impf-
dosenmuss die Schweiz vernich-
ten, weil ihr Haltbarkeitsdatum
abgelaufen ist,wie der Bund be-
stätigt. GleichzeitigwerdenMen-
schen, die eine vierte Impfdosis
haben wollen, wohl demnächst
selbst dafür bezahlen müssen.
Wäre es da nicht besser, die fast
abgelaufenen Mittel kostenlos
abzugeben?

«Ja, das sieht auf den ersten
Blick nach einem Widerspruch
aus»,meint SVP-NationalratTho-
mas Aeschi. «Aber irgendeinmal
muss man zum Courant normal
zurück.» Wer also etwa für eine
Reise einevierte Impfungbraucht,
soll sie auch selbst bezahlen–wie
das auch bei anderen Impfungen,
etwagegenGelbfieber,derFall ist.

Formal ist die Begründung für
die mögliche Bezahlpflicht, die
das Bundesamt für Gesundheit

(BAG) dieseWoche denKantonen
zur Vernehmlassung vorgelegt
hat, dass es keine offizielle Zulas-
sung füreinevierte Impfung gibt.
DieEidgenössische Impfkommis-
sion (Ekif) hält eine zweite Auf-
frischimpfung für die allermeis-
ten Menschen nicht für notwen-
dig. Der zweite Booster ist damit
zwar nicht verboten, gilt aber als
«Off Label»-Verwendung, über
die Ärztin und Patientin in eige-
ner Verantwortung entscheiden.

Das Virus noch nicht im Griff
Ruth Humbel, Gesundheitspoli-
tikerin der Mitte, kann den Be-
schluss derEkif schwernachvoll-
ziehen. «Auch vor einem Jahr hat
die Ekif lange gezögert, als es um
eineAuffrischimpfungging», sagt
die Nationalrätin. «Und dann
musste esmit demBoosterplötz-
lich ganz schnell gehen.» Sie fin-

det es zu früh,dieMenschen jetzt
schon selbst bezahlen zu lassen.
«Man muss zuerst eine gewisse
Sicherheit haben,dasswirdasVi-
rus im Griff haben», findet sie.
Und das sei noch nicht der Fall.

Dass jetzt Hunderttausende
Impfdosen vernichtet werden,
finden sowohl Aeschi als auch
Humbel unverständlich. Es sei
immer kommuniziert worden,
dass überschüssige Impfdosen
weitergegeben werden sollten,
betontAeschi. «Es istwirklich zu
bedauern, dass das nicht recht-
zeitig geschehen ist.» «Das ist
nicht haltbar», sagt Humbel. «Die
Behörden sehen doch frühzeitig,
wann die Impfstoffe ablaufen.»

Derzeit hat die Schweiz noch
6,9Millionen Impfdosen auf La-
ger, wie das BAG bestätigte. «Es
wurde bewusst in Kauf genom-
men, dass unter Umständen zu

viel Impfstoff für den Bedarf der
Schweiz beschafft wurde», hebt
ein BAG-Sprecher hervor. «Ziel
ist es nach wie vor, die Bevölke-
rung in der Schweiz jederzeitmit
einer genügenden Menge der
wirksamsten zurVerfügung ste-
henden Impfstoffe zu schützen.»

Pharmakonzerne diktieren
Gabriela Hertig, Gesundheitsex-
pertin bei derMenschenrechtsor-
ganisation Public Eye, macht
auchdiePharmakonzerneverant-
wortlich.DieVerträgederSchweiz
mit denKonzernen seiennicht öf-
fentlich, aber es sei davon auszu-
gehen,dass dieUnternehmenbei
der Weitergabe von Impfdosen
einVetorecht hätten. «Die Länder
müssen einwilligen, die Haftung
für eventuelle Nebenwirkungen
zuübernehmen», sagtHertig. «Es
gibt Länder, die sich das finanzi-

ell nicht leisten können.Das zeigt,
dass die Industrie die Konditio-
nen diktieren kann.»

Wichtigster Empfänger von
gespendeten Impfdosen ist die
internationale Covax-Initiative,
die die ärmsten Länder derWelt
beliefert. Covax zufolge hat die
Schweiz bisher 1,8MillionenDo-
sen geliefert undweitere 7Milli-
onen bis Ende Juni zugesagt. Der
Bundesrat hatte im Februar an-
gekündigt, in der ersten Jahres-
hälfte bis zu 15 Millionen Dosen
an Covax weiterzuleiten. «Wie
viele Dosen effektivweitergege-
ben werden können, ist aktuell
noch Gegenstand von Verhand-
lungen zwischen Covax, denHer-
stellern und dem Bund», teilte
ein BAG-Sprecher mit. «Dieser
Prozess ist aufwendig.»

Hans Brandt

Die Schweiz vernichtet Impfdosen
Covid-19-Impfstoff Der Bund hat Probleme, abgelaufene Impfdosen an bedürftige Länder weiterzugeben.

Auszeit Mitte Februar kündigte
Jacqueline Badran in einemFace-
book-Post an, dass sie eine Poli-
tik-Pause einlegen werde – auf
dringliches Anraten ihres Haus-
arztes. Sie selbst habe stets ge-
glaubt, dass sich die hohe Ar-
beitslast irgendwie bewältigen
liesse, teilte die Zürcher SP-
Nationalrätinmit. Sie befolge al-
lerdings die Ratschläge ihres
Arztes. Die vielenAbwehrkämp-
fe der letzten Jahre, inwelche die
SP gezwungen worden sei, hät-
ten ihr physisch und psychisch
zugesetzt.

Badrans Pause sollte bis zur
Sommersession dauern. Diese
startet am kommenden Montag.
Auf Anfrage lässt das General
sekretariat der SP ausrichten,
dass Jacqueline Badran die
Öffentlichkeit morgen über die
sozialenMedien über ihreweite-
renPläne informierenwerde. (ale)

Kommt Jacqueline
Badran zurück?

Edgar Schuler

Die Initiantinnen und Initianten
der «Stop F-35»-Initiative sehen
sich auf derZielgeraden: 100’000
Unterschriften seien zusammen-
gekommen, teilten sie gestern
Morgen mit. Das wären an sich
genug,umdie Initiative einzurei-
chen. Dennoch will das Komitee
weiter sammeln, umeine Sicher-
heitsmarge zuhaben.Das bedeu-
tet, dass noch mindestens 8000
Unterschriften hinzukommen
müssen.DennCampaignergehen
von einer «Ungültigkeitsquote»
von rund acht Prozent aus.

Um Hand für eine «konstruk-
tive Debatte» über die Beschaf-
fung zu bieten, sammle das Ko-
mitee «weiter mit Hochdruck»,
sagt Anja Gada, Sekretärin der
Gruppe füreine Schweiz ohneAr-
mee. Die Allianz gegen die F-35
sei zuversichtlich, «in den Som-
mermonaten» die Initiative mit
dennötigen gültigenUnterschrif-
ten einreichen zu können. Die
grosse Frage aber ist: Kann das
Zustandekommen der Initiative
am Kauf des Tarnkappenjets
überhaupt noch etwas ändern?

Offerte läuft imMärz aus
Denn der Bundesrat hat letzte
Woche beschlossen, denKauf vo-
ranzutreiben, ohne Initiative und
Volksabstimmung abzuwarten.
Grund für die Eile: der Krieg in
der Ukraine. Zudem läuft Ende
März 2023 die Offerte aus. Der
Bundesratwill bis dann denVer-
trag unterschrieben haben, um
sich die Jets zumausgehandelten
Kaufpreis mit den zugesagten
Lieferterminen zu sichern.

Marionna Schlatter ist grüne
Nationalrätin und Mitglied des
Initiativkomitees. Sie ist über-
zeugt, dass die Abstimmung
noch vor dem Ablaufdatum der
Kaufverträge über die Bühne ge-
hen kann: «Ich erwarte vomBun-
desrat undvomParlament einen
Sondereffort.»

Dafür müsste der Bundesrat
aufAntrag vonVerteidigungsmi-
nisterin Viola Amherd noch vor
derHerbstsession am 12.Septem-
ber eine Botschaft zur Initiative
verabschieden.Dann könnten die
Kommissionen und die beiden

Räte zusammen mit der Armee-
botschaft bis am letztenSessions
tag, dem 30. September, über die
Initiative entscheiden. Das wie-
derumwürde es dem Bundesrat
erlauben, an seiner Sitzung vom
9. November, dem dafür letzt-
möglichen Datum, den Abstim-
mungstermin festzulegen.

Mit Sondereffort möglich
Damit wäre derWeg frei für eine
Abstimmung am 12. März. Bei
einemJakönntederBundesratvor
Ablauf derOfferteunterschreiben.
Sagt das Volk aber Nein, würde
die Kaufoption verfallen.

«Bei Entscheiden zur Pande-
mie und bei derAufstockung des

Armeebudgets hat das Parlament
gezeigt, dass es fähig ist, schnell
zu handeln», sagt Marionna
Schlatter. «So viel politischer
Wille zugunsten derVolksrechte
muss sein!»

Anders sieht das Ida Glanz-
mann. Die Mitte-Nationalrätin
fordert, dass der Bundesrat den
Kaufvertrag möglichst bald un-
terzeichnet. «Wir dürfen den
Kauf nicht hinauszögern, denn
das Interesse an der F-35 ist sehr
gross, und die Gefahr besteht,
dass uns andere Länder zuvor-
kommen», sagt sie.

Zudem sei es gar nicht mög-
lich, die Initiative so schnell
durch alle vorgeschriebenen In-

stanzen zu peitschen. Dagegen
spricht auch, dass es armee
kritischeVorlagen seit demAus-
bruch des Ukraine-Kriegs sehr,
sehr schwer haben. Marionna
Schlatter kontert mit einem

Gegenbeispiel: «Zur Minarett
initiative hat der Bundesrat nach
demZustandekommen innerhalb
eines Monats die Botschaft ver-
abschiedet.» Bei diesem Tempo
müsste es auch für die «Stop
F-35»-Initiative reichen.

Es gibt keineMindestfrist
Verteidigungsministerin Viola
Amherd hat in Interviewsmehr-
fach deutlich gemacht, dass sie
sich legitimiert fühlt, den Kauf
so schnellwiemöglich durchzu-
ziehen: «Die Bevölkerung hat be-
reits darüber abgestimmt, den
Kredit gesprochen, und sie hat
demBundesrat erlaubt, die Flug-
zeuge zu kaufen.» In der Volks-

abstimmung 2020 seien die vier
zur Auswahl stehenden Typen
sogar erwähnt gewesen.

Ihr Departement will sich
nicht dazu äussern, ob es zum
geforderten «Sondereffort» be-
reit ist. «Das VBS hat sich an die
geltenden Fristen zu halten»,
sagt eine Sprecherin nur. Gesetz-
lich vorgeschrieben sind dabei
allein Maximalfristen. Danach
dürfen zwischen Einreichen
einerVolksinitiative undAbstim-
mung grundsätzlich längstens
vier Jahre und vier Monate ver-
gehen.

Eine minimale Frist, die ein-
zuhalten wäre, sehen die Geset-
ze aber nicht vor.

Bund dämpft Hoffnungen der Kampfjet-Gegner
F-35 Die Gegner des neuen Kampfflugzeuges haben 100’000 Unterschriften gesammelt und fordern
eine schnelle Abstimmung. Doch es ist denkbar, dass die Initiative erst in vier Jahren an die Urne kommt.

«So viel politischer
Wille zugunsten
der Volksrechte
muss sein!»

Marionna Schlatter
Grünen-Nationalrätin

Die Schweiz streitet über ihre Anschaffung: Eine F-35 bei einem Trainingsflug in Kalifornien. Foto: AP


